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Workshop B-13: Kooperation auf 
Professionsebene im Kindesschutz 

Herausforderungen in der interprofessionellen Kooperation 
innerhalb der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde 
(KESB) 
Intraprofessionelle und interorganisationelle 
Zusammenarbeit der Sozialen Arbeit: KESB – Soziale Dienste 
 
Michal Hasler, Marie-Thérèse Hofer und Franziska Voegeli 

Vorführender
Präsentationsnotizen
MTH:  Sollen wir uns zu Beginn des WS noch kurz vorstellen und verorten in diesen Kooperationsachsen?  Ja, sollen wir fv



Programm 

1. Kindes- und Jugendschutz seit 2013 – 
Interprofessionelle Kooperation in der KESB 
und interorganisationelle und 
intraprofessionelle Kooperation zwischen 
Sozialen Diensten und der KESB 

2. Gruppendiskussionen anhand konkreter 
Fallbeispiele 

3. Diskussion im Plenum  
 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Wir stellen gerne vor, was wir in den nächsten eindreiviertel Stunden mit Ihnen machen möchten.
Zuerst möchten wir kurz einen Überblick über die Veränderungen im System des Kindesschutzes in der Schweiz geben, die sich mit der Einführung des KESG und der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden, die ihren Betrieb aufgenommen haben, ergeben haben. Wir fokussieren in diesem Workshop auf den Kindes- und Jugendschutz, in Bezug auf den Erwachsenenschutz hat es auch viele Veränderungen gegeben, die auch im Hinblick auf Kooperationen spannende Fragen aufwerfen, aber wir thematisieren hier den Kindes- und Jugendschutz.
Zwei Kooperationsachsen interessieren uns dabei besonders, nämlich zum einen die Achse der Kooperation in der KESB unter den Professionen, die in der KESB vertreten sind und zum anderen die Achse der Kooperation zwischen der KESB und den Sozialen Diensten, welche im Auftrag der KESB abklären und Mandate führen. Dort interessiert uns auch die intraprofessionelle Kooperation der Sozialen Arbeit, die in beiden Organisationen vertreten ist.. In unserem Input skizzieren wir die Veränderungen im Zuge der neuen Gesetzgebung, die Rahmenbedingungen für die Kooperationen und wir gehen auf einige inhaltliche Aspekte ein, welche uns wichtig scheinen im Hinblick auf Überlegungen zur Kooperation.
Dann haben wir für den zweiten Teil des Workshops zwei konkrete Fallbeispiele vorbereitet. Eines betrifft die Phase einer Abklärung des Kindeswohls, das andere betrifft die Mandatsführung. Wir haben dort neben Fallinformationen mögliche Diskussionsfragen zur Kooperation eingearbeitet. Wir laden Sie also nach dem Input ein, in Gruppen an einem dieser Fallbeispiele zu arbeiten.
Im dritten Teil führen wir die Diskussionen im Plenum zusammen und versuchen dann auch, ein FAZIT zu ziehen.



 
Funktionsweise der Behörden vor 

2013 
   

 Abklärende und mandatsführende Stellen 
bereiteten Entscheide für Laienbehörden vor, 
die von diesen aufgrund mangelnder 
Fachkenntnisse ungenügend beurteilt werden 
konnten. 



Die Kindes- und 
Erwachsenenschutzbehörde seit 2013 

• Neue nationale Gesetzgebung, in Kraft seit 1.1.2013 
• Ablösung kommunaler/gemeindeweiser 

Vormundschaftsbehörden durch regionale/kantonale 
Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden organisiert 
durch die Kantone (grösseres Mengengerüst) 

• Trennung von Anordnung (KESB) und Mandatsführung 
(Soziale Dienste), z.T. auch von Anordnung (KESB), 
Abklärung und Mandatsführung (Soziale Dienste)  
Gewaltentrennung 

 
 



Zusammensetzung der KESB 

• Professionalisierung der Behörden, 
interdisziplinärer Spruchkörper 

• Gesetzliche Vorgaben gem. ZGB: „Die KESB ist 
eine Fachbehörde mit mindestens drei 
Mitgliedern“.  

• Konkrete Ausgestaltung ist den Kantonen 
überlassen (kantonalen, regionale oder 
kommunale Organisation, Milizsystem oder 
berufsmässige Ausübung)  
 

Vorführender
Präsentationsnotizen

Bundesrechtliche Vorgaben zur „Fachbehörde“: „Die Mitglieder werden nach dem Sachverstand, den sie für die Aufgaben mitbringen müssen, gewählt werden. Je nach der zu beurteilenden Situation sollen – neben einem Juristen oder einer Juristin – Personen mit einer sozialen, psychologischen, pädagogischen, treuhänderischen, versicherungsrechtlichen oder medizinischen Ausbildung mitwirken. (Botschaft, S. 7073)




JGK / Kantonales Jugendamt 

Organisation KESB im Kanton Bern als 
Beispiel 
• Interdisziplinäre Fachbehörde: mindestens 3 Mitglieder  
• Präsidium durch Juristin/Jurist 
• Übrige Mitglieder: Universitäts- oder Fachhochschul-

abschluss in Rechts-/Wirtschaftswissenschaft, Sozialarbeit, 
Pädagogik, Psychologie, Medizin oder vergleichbare 
Ausbildung 

• Hauptberufliche Tätigkeit, Teilzeit möglich 
• Delegation der Abklärungen an Sozialdienst 

 



Instruktion, Beratung und 
Unterstützung der Beistandspersonen 

durch die KESB 
 

• Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde 
sorgt dafür, dass der Beistand oder die 
Beiständin die erforderliche Instruktion, 
Beratung und Unterstützung erhält (Art. 400 
Abs. 3 ZGB)   

• Spannungsfeld für KESB: Anordnende Stelle 
mit Beratungsaufgaben  

Vorführender
Präsentationsnotizen
Die KESB steht in einem Spannungsfeld, sobald sie Aufgaben der Beratung der Beistandspersonen wahrnimmt, da sie gegebenenfalls in gleicher Sache einen Entscheid treffen muss. 
Ein weiteres Spannungsfeld entsteht aufgrund dieses Artikels zudem mit den Sozialdienstleitenden, die einen Teil ihres Aufgabenfeldes ebenfalls in der Beratung und Unterstützung ihrer fallführenden Mitarbeitenden sehen. (fv)



KESB als erste Beschwerdeinstanz 
gegen Handlung der Beistandsperson  

„Gegen Handlungen oder Unterlassungen des 
Beistands oder der Beiständin sowie einer 
Drittperson oder Stelle, der die Erwachsenen- 
schutzbehörde einen Auftrag erteilt hat, kann 
die betroffene oder eine ihr nahestehende 
Person und jede Person, die ein rechtlich 
geschütztes Interesse hat, die 
Erwachsenenschutzbehörde anrufen.“  
(Art. 419 ZGB). 

 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Das Spannungsfeld verstärkt sich durch den Umstand, dass die KESB gleichzeitig die erste Beschwerdeinstanz darstellt, wenn sich die betroffenen Person gegen Handlungen bzw. Unterlassungen der Beistandsperson wehren will. Hat die KESB nun im Vorfeld zu einer Handlung der Beistandsperson in beratender Funktion Austausch gepflegt und übt die Beistandsperson in der Folge im Sinne der Beratung der KESB aus, gerät die KESB in einen Interessens-/Rollenkonflikt, wenn sie eine Beschwerde der betroffenen Person behandeln muss (Bsp.: Vorgehen im Zusammenhang mit der Räumung einer Messie-Wohnung) 



Definition Kooperation 

 Im Anschluss an van Santen/Seckinger soll hier 
Kooperation verstanden werden als „Verfahren 
(...) der intendierten Zusammenarbeit, bei dem 
im Hinblick auf geteilte oder sich 
überschneidende Zielsetzungen durch 
Abstimmung der Beteiligten eine Optimierung 
von Handlungsabläufen oder eine Erhöhung der 
Handlungsfähigkeit bzw. Problemlösekompetenz 
angestrebt wird“ (van Santen/Seckinger 2003: 
29). 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Oder, wie es Diana Wider in ihrer Bachelorarbeit formuliert: Der Nutzen interdisziplinärer Zusammenarbeit, resp. Kooperation besteht u.a. in einer Verbesserung der Qualität, der Schaffung eines komplexeren Bildes, der Erhöhung der Effizienz und soll breiter abgestützte, objektivere Entscheidungen zutage bringen



Zielsetzungen 

• Gleiche Verwirklichungschancen für alle 
Kinder und Jugendlichen 

• Förderung, Schutz, Partizipation 
 
 Die vertretenen Professionen innerhalb der 

KESB haben dieselben Zielsetzungen 
 

 



Abläufe der interdisziplinären 
Zusammenarbeit (gem. Obrecht, zit. in 

Wider) 
 

1. Bearbeiten des Falls nach gewohnter 
disziplinenspezifischer Form 

2. Vereinigung der disziplinären Aspekte zu einem 
additivem Gesamtbild 

3. Synthese zu einem integrierten interdisziplinären 
Bild 

4. Festlegung des gem. Handlungsplan und Ableitung 
von disziplinären Handlungsplänen 

5. Umsetzung der Handlungspläne 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Fallführung durch ein Behördenmitglied, Zuteilung der Fälle möglichst disziplinenspezifisch
Austausch über die Disziplinengrenzen hinweg




Interprofessionelle Kooperation in der 
KESB 

Institutionalisierte Gefässe:  
• 1 x wöchentliche Fallbesprechungen in 

interdisziplinärer Zusammensetzung 
(Gesamtbehörde)  

• Kammersitzungen zur Entscheidfällung 
 
informeller Austausch:  
• Kultur der offenen Türen 
• Pausen- und Mittagsdiskussionen 

 
 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Fallverteilung nach 
In den Fallbesprechungen werden in der Regel Falleinstiege, Fälle, die stagnieren oder immer wieder kommen, besprochen. Die SA wollen von den Jus i.R. wissen, was rechtlich möglich ist, die Jus eine SA-Vorgehensweise besprechen. Aber diese Sitzungen funktionieren auch wie Intervisionssitzungen in SDs im Sinne kollegialer Beratungen (von SA zu SA, von Jus zu Jus), Einschätzungen, brainstormings etc.
Die Traktanden werden schriftlich im voraus eingegeben, die Anhörungen sind gemacht, die Entscheid-Dispositive vorhanden. In diesen Sitzungen kommt es selten zu längeren Diskussionen, die Entscheide sind reif. Die SA prüft zum letzten Mal die sozialarbeiterische Nachvollziehbarkeit, die JuristInnen, ob alle benötigten Artikel vorhanden und korrekt angewendet sind. 
Interdisziplinäre Kooperation muss von jedem einzelnen gewollt und aktiv gelebt werden, d.h. der regelmässige Austausch muss tatsächlich stattfinden, auch wenn er Zeit braucht




Beiträge der Sozialarbeit 
 

Die Sozialarbeit 
- sorgt für die Prozesshaftigkeit des Fallverlaufs 
- „überprüft“ die Methodik der SA SD 
- kennt die relevanten Hilfen und Institutionen 
- kommuniziert in Krisensituationen und Anhörungen 

fachlich korrekt  

 

Vorführender
Präsentationsnotizen
In komplexen Fällen fällt die KESB selten nur einen Entscheid, sondern versucht zuerst mit der mildesten Massnahme, z.B. einer Weisung, das Ziel (Sicherstellung des Kindeswohls) zu erreichen. Stellt sich im Verlaufe der Arbeit der SA SD heraus, dass diese Massnahme zu schwach ist, wird der nächst stärkere Eingriff geprüft (siehe Fallvignette Mandatsführung)
Überprüfen nur im seltensten Fall im Sinne von sich in die Methodik einmischen, sondern im Sinne von „ ist die Diagnose nachvollziehbar, werden daraus die richtigen Interventionen abgeleitet, wurden die KlientInnen (und allfällige Fachstellen) genügend einbezogen, wurde adressatengerecht kommuniziert etc…



Beiträge des Rechts 
Die Rechtswissenschaft sorgt für  
- die Konsolidierung der einzelnen Schritte,  
- für die Einhaltung der Verfahrensrechte und der 

Grundrechte der betroffenen Personen (z.B. 
Gewährung des rechtlichen Gehörs, Prüfung der 
Rechtmässigkeit von Grundrechtseingriffen 
[Erforderlichkeit, Eignung, Interessensabwägung]) 

- für die rechtsstaatliche Durchsetzung allfälliger 
Zwangsmassnahmen (z.B. Durchsetzung 
Mitwirkungspflichten, Vollzug von Massnahmen [z.B. 
Vollzug einer Unterbringung]) 

  
 



 
 

• Kindesschutz ist seit jeher interdisziplinär, 
was hat sich mit der neuen Behörde 
verändert? 



Mehrwert durch interprofessionelle 
Kooperation innerhalb der KESB 

• Die Interdisziplinarität ist gesetzlich verankert, 
alltäglich und in einem Team vereint 

• In den Entscheiden sind die verschiedenen 
Perspektiven der beteiligten Disziplinen integriert 

• Das Kindeswohl wird angemessener geschützt d.h. 
normativ korrekt und fachlich fundiert 
 

 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Früher waren die Wege lang z.B. Telefonate, selten stattfindende Sitzungen, kostenpflichtige Konsultationen, nun ist alles in house
Das Ganze ist mehr als seine Teile
unter Wahrung der Rechtsstaatlichkeit und in Form eines effektiven Eingriffs



Interorganisationelle 
Zusammenarbeit KESB - SD 

 
Definition Kooperation 

 Im Anschluss an van Santen/Seckinger soll hier 
Kooperation verstanden werden als „Verfahren (...) der 
intendierten Zusammenarbeit, bei dem im Hinblick auf 
geteilte oder sich überschneidende Zielsetzungen durch 
Abstimmung der Beteiligten eine Optimierung von 
Handlungsabläufen oder eine Erhöhung der 
Handlungsfähigkeit bzw. Problemlösekompetenz 
angestrebt wird“ (van Santen/Seckinger 2003: 29). 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Ich möchte jetzt noch einige Ausführungen zur Interorganisationellen Zusammenarbeit zwischen KESB und Sozialdienst machen. Hier stellen sich auch Fragen nach der intraprofessionellen Zusammenarbeit der Sozialen Arbeit in der KESB und im Sozialdienst. Diese werden dann vor allem in den Fallbeispielen thematisch werden.
Diese Definition kennen Sie schon.



Zielsetzungen 

• Gleiche Verwirklichungschancen für alle 
Kinder und Jugendlichen 

• Förderung, Schutz, Partizipation 
 

 
 Prinzipiell gleiche Ziele für Kinder- und 
Jugendhilfe wie für Kindes- und Jugendschutz 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Auch auf diese Ziele sind wir schon eingegangen. 
Wichtig scheint hier aus inhaltlicher Sicht, dass diese Ziele sowohl für die Kinder- und Jugendhilfe gelten, also für die ganze Bandbreite an Leistungen für Kinder und Jugendliche, (von Jugendtreffs über schul- und familienergänzende Betreuung zu Schulsozialarbeit oder anderen Beratungsangeboten für Kinder- und Jugendliche, aber auch zu Leistungen für Erziehende oder Heim- oder Pflegefamilienarbeit) als auch für den Kindes- und Jugendschutz. Der Kindes- und Jugendschutz kann also aus dieser Perspektive als Ernstfall der Kinder- und Jugendhilfe angesehen werden.



 Aufgaben 

• Sozialer Dienst 
– Hilfebedarf/Unterstützungsbedarf klären 
– Hilfen erbringen bzw. zugänglich machen 
 

• KESB 
– Entscheid über Eingriff/Anordnung fällen 

Therapie für das Kind                 familienergänzende Kinderbetreuung 
      Nachbetreuung 
  Sozialpädagogische Familienbegleitung 
          Platzierung 

Vorführender
Präsentationsnotizen
An diesen Zielen, die für die Kinder- und Jugendhilfe wie für den Kinder- und Jugendschutz gelten, arbeiten sowohl die Sozialen Dienste als auch – und nur für den Ernstfall des Kinder- und Jugendschutzes -  die KESB. Die beiden Organisationen haben aber unterschiedliche und einander ergänzende Aufgaben.
Wesentlich für die Aufgaben von KESB und Sozialen Diensten ist der Unterschied zwischen Hilfe und Anordnung: Während die Sozialen Dienste den Unterstützungs- oder Hilfebedarf klären und Hilfen erbringen bzw. zugänglich machen, trifft die KESB die Entscheidung über die Notwendigkeit eines Eingriffs in elterliche oder kindliche Rechte. Die KESB entscheidet also über eine Anordnung.
Mit Hilfe ist eine konkrete Hilfe gemäss Jugendhilfe-Leistungskatalog gemeint, den ich vorher bereits genannt habe.
Mit Anordnung ist eine Kindesschutzmassnahme gemeint, also eine Beistandschaft, Weisung, Erziehungsaufsicht, Entzug Aufenthaltsbestimmungsrecht, eine angeordnete Unterbringung, Anordnung einer Abklärung des Kindeswohls/Gefährdungsabklärung
 
Wesentlich scheint uns nun, die Frage nach der notwendigen und wirkungsversprechenden Hilfe grundsätzlich unabhängig von der Frage nach einer Anordnung zu stellen und zu beantworten.
Dabei ist zuerst zu klären, welche Hilfe es braucht, danach erst ist der Bedarf nach einer Anordnung zu klären.  Die Anordnung hat die wesentliche Funktion, dass er den Zugang des Kindes zu Hilfen sichert.
Eine Ausnahme ist, wenn bereits die Abklärung angeordnet werden muss. In diesem Falle werden die Eltern bzw. die Familie zur Kooperation bei der Klärung des Hilfebedarfs verpflichtet. Das ist auch schon eine Anordnung. Diese sichert den Zugang zu Informationen und zu den Kindern, wenn die Eltern nicht in der Lage oder willens sind, den Zugang freiwillig zu gewähren.
Wichtig scheint uns auch, dass die Anordnung, also z.B. eine Beistandschaft, an sich noch keine Hilfe darstellt, sondern dass sie einen Rahmen bildet, in dem Hilfen möglicherweise besser erbracht werden können. Eine Anordnung der KESB stellt also einen Rahmen für notwendige Hilfen dar. 
Wie bei den Hilfen, ist es auch bei Anordnungen sinnvoll, nach den Wirkungen und möglichen Nebenfolgen zu fragen.
Die Anordnung kann durch Kontrolle das Verhalten ein Stück weit steuern (Sanktionsdruck) und ermöglicht das Erkennen von allfälligem zusätzlichen oder anderen Unterstützungsbedarf.
Anordnungen können unterschiedliche Reaktionen auslösen. Sie können bspw. auf Eltern positive, ermöglichende Faktoren haben, indem die Eltern sich mit Lösungs- und Hilfeideen auseinandersetzen, die sie bisher abgelehnt bzw. nicht in Betracht gezogen haben. Sie können aber auch negative, behindernde Auswirkungen haben, indem sich bspw. Eltern entmachtet und blockiert fühlen und zwar scheinbar mitarbeiten, aber nicht in der Lage sind, Veränderungen wirklich vorzunehmen oder aber alles daran setzen, die Interventionen der Professionellen zu boykottieren. 
 
Ein weiterer Punkt, der sich aus dieser Unterscheidung von Hilfebedarf und Anordnungsbedarf ergibt, ist, dass eine festgestellte Kindeswohlgefährdung nicht unbedingt zur Notwendigkeit einer Anordnung führt. Es kann z.B. gut sein, dass Eltern in der Lage und bereit sind, notwendige Hilfen, welche das Kindeswohl gewährleisten oder wiederherstellen, zuzulassen bzw. anzunehmen und dass sie sich mit den Hilfeleistenden vereinbaren können. Dann ist keine Anordnung notwendig.
 
Ein Fazit aus diesen Überlegungen ist für uns, dass die Sozialen Dienste einen Bereich der freiwilligen Hilfe-Erbringung gewährleisten müssen. Es muss für eine Familie möglich sein, Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe zu bekommen, die nicht angeordnet werden. Ist das nicht der Fall, wird die Schwelle für die Erbringung notwendiger Hilfen zu hoch angesetzt und es gibt eine zu hohe Zahl von nicht unbedingt notwendigen Eingriffe in Eltern- und Kinderrechte.
 
 
 
 
 
 




Thesen Hilfe - Anordnung 

Kindeswohlgefährdung führt nicht unbedingt zur 
Notwendigkeit einer Anordnung 
Soziale Dienste müssen einen Bereich der 

freiwilligen/vereinbarten Hilfe-Erbringung 
gewährleisten 

 



Aufgaben und Rollen 
Klient-
Innen 

KESB SozDi 

Kontrolle 
Anordnung 

(evtl.Bedarfsklärung &) 
Mandatsführung/ 
Leistungserbringung 
(Hilfe-Erbringung)  

Kontrolle i.S. v. Begrenzungsmacht 

Berichterstattung 
Empfehlung 

Beschwerderecht 
Anhörungsrecht 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Mit den unterschiedlichen Aufgaben verbunden sind auch unterschiedliche Rollen. Hier abgebildet sehen Sie das Dreieck von KlientInnen, KESB und Sozialem Dienst mit den möglichen Interaktionen zwischen den einzelnen Akteuren.
 
Diese Darstellung hat zwei Hintergründe: 
Der erste bezieht sich auf die Wirksamkeit von Hilfen und Anordnungen: Die Aufteilung der Rollen zwischen der KESB als anordnende Behörde, welche die Einhaltung der Anordnungen durch die Klientinnen und Klienten bewertet bzw. bei Nichteinhaltung sanktionieren kann, und den Fachpersonen der sozialen Dienste (also z.B: eine Beistandsperson), die die Klientinnen und Klienten unterstützen sollen, ist wesentlich für das Gelingen bzw. die Wirksamkeit von Hilfen. Das heisst, damit eine Anordnung überhaupt wirksam werden kann und damit auch die notwendigen Hilfen wirksam werden können, braucht es diese Aufteilung von Funktionen und Rollen. (Hier greife ich auf ein Modell von Marie-Luise Conen zurück)
 
Die zweite bezieht sich auf die Gewaltentrennung, die mit dieser Rollenaufteilung gewährleistet werden kann.
Den Klientinnen und Klienten (z.B. den Eltern) werden durch die KESB Vorgaben gemacht (KESB  KL). Das Einhalten der Vorgaben liegt also in der Verantwortung der Eltern. SA SozDi klären in einem möglichst kooperativen Prozess den Hilfebedarf und erbringt bzw. organisiert die notwendigen Hilfen. So unterstützen die Sozialen Dienste die Klientinnen und Klienten hinsichtlich der Einhaltung der Vorgaben der KESB, kontrollieren aber gleichzeitig deren Einhaltung und berichtet der KESB entsprechend.
Umgekehrt kontrolliert die KESB auch die Arbeit der Sozialen Dienste, das entspricht dem Grundsatz der Gewaltentrennung. Durch diese Kontrolle wird die Machtausübung der Sozialen Dienste gegenüber den Klientinnen und Klienten begrenzt. Das wird auch durch das Beschwerde- und Anhörungsrecht der KL bei der KESB gewährleistet.
 



Klient-
Innen 

KESB SozDi 

Anordnung schafft 
 Rahmen für Hilfen 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Hier ist noch einmal das gleich Dreiecksverhältnis abgebildet, um noch einmal bildlich unser Verständnis von Hilfe und Anordnung zu verdeutlichen.
Was sich innerhalb dieses roten Rahmens abspielt, ist die Hilfeleistung. Die Anordnung, also z.B. die Anordnung einer Abklärung oder die Anordnung einer Beistandschaft, bildet den Rahmen für diese Hilfen.



Beispiel Zusammenarbeit: Kindesschutz 

Sozialdienst KESB 
Entgegennahme 
Gefährdungsmeldung 

Eröffnung Verfahren, 
erste Abklärungen 

ev. Sofortmassnahmen 

Erteilung Abklärungsauftrag 

Entscheid 

Ev. Rechtsmittel 

Prüfung 

Ev. Übermittlung 
Gefährdungsmeldung 

Abklärung Sachverhalt 

Versuch vereinbarte Hilfe-
Leistungen 

Empfehlungen 

Mandatsführung 

Berichterstattung 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Als grundlegendes Modell, welches in dieser Ausprägung auf die Organisation im Kanton Bern abgestimmt ist, sieht die Zusammenarbeit zwischen KESB und Sozialem Dienst so aus. Die Einschränkung auf den Kanton Bern ist notwendig, weil andere Kantone die Arbeitsteilung anders geregelt haben, zum Teil erfolgen die ganzen Abklärungen in einem abklärenden Dienst innerhalb der KESB selber....


Diese Skizze führt die Phase einer Abklärung deutlicher aus, die Phase der Mandatsführung ist eher summarisch dargestellt.

Hinter diesen klar und einfach scheinenden Schritten und Wechseln zwischen den Aufgaben der KESB und des Sozialen Dienstes verbergen sich im Einzelfall viele Detailfragen. Diese betreffen die Kooperation innerhalb der KESB, aber auch die Kooperation zwischen KESB und Sozialem Dienst. Und diese sollen jetzt anhand von zwei Fallbeispielen genauer unter die Lupe genommen werden.



Gruppendiskussionen 

– Fallbeispiel 1 Abklärungsphase 
– Fallbeispiel 2 Mandatsführung 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Wir haben nun also mögliche Fragestellungen beschrieben.
Nun geht es zu konkreten Fällen, in denen sich solche Fragen an verschiedenen Punkten stellen.



Bonus-Folien (in petto) 

 



Thesen 

• Sozialdienste müssen bewusst einen 
freiwilligen (nicht angeordneten) KS anbieten 

• Transdisziplinarität (im Sinne von Beruf 
Behördenmitglied) ist nicht anzustreben, da 
nur das je disziplinen-spezifische, über Jahre 
hinweg geschulte Denken den benötigten 
Mehrwert bringt 
 



Konkrete Fragestellungen 

• Wie weit greift SA KESB in operative Fallführung (von 
SA SozDi) ein? 

• Wer bestimmt Diagnostik/Methodik? 
• Soll der Bericht des SD eine Empfehlung beinhalten? 
• Wer bestimmt den Platzierungsort bei einer 

angeordneten Platzierung? 
• Wer bestimmt die Austrittskriterien? 
• Wann prüft die KESB was genau? (Fall 1: Leistung ja, 

Anordnung ja; Fall 2: Leistung nein, Anordnung nein, 
Fall 3: Leistung ja, Anordnung nein) 



Konkrete Fragestellungen  - Teil II 

• Gibt es Absprachen bzgl. der Fallführung 
zwischen KESB und SozDi? Soll es diese geben? 
Wenn ja, in welchen Fällen bzw. nach welchen 
Kriterien? (Kooperation  vs. Gewaltentrennung) 

• Wer kooperiert wann, wie und warum mit 
KlientInnen und Dritten? (Wer hat die 
Fallverantwortung?  Perspektive KL) 

• Ev. Fallbeispiel Ablauf Antrag Obhutsentzug hier 
einfügen (fv)  
 
 



Weitere Fragen fv 

• Wie ist ZGB Art. 400 Abs. 3 zu interpretieren, 
resp. wie gestaltet sich aufgrund dessen das 
Verhältnis Leitung SD - KESB? 

• „Die Erwachsenenschutzbehörde sorgt dafür, 
dass der Beistand oder die Beiständin die 
erforderliche Instruktion, Beratung und 
Unterstützung erhält.“ 



Thesen 

• Für eine gelingende Kooperation ist es 
unabdingbar, sich über fallübergreifende 
Strukturen und Prozesse zu verständigen (z.B. 
Berichtsstrukturen, 
Aufgaben/Zuständigkeiten)  

• Die fallbezogene Kooperation gelangt dort an 
Grenzen, wo die Gewaltentrennung tangiert 
wird bzw. wo Verantwortung und Rollen 
diffundieren. 



These 

• Durch Finanzierungsmodelle und durch Fokus 
auf QS-Sicherungsmassnahmen der KESBs 
verschiebt sich Fokus auf angeordnete 
Leistungen  unverhältnismässige Eingriffe, 
abnehmende Niederschwelligkeit für Kinder- 
und Jugendhilfeleistungen 



b) Rahmenbedingungen 

• Finanzierungsmodelle 
– Leistungen werden nur bezahlt, wenn sie angeordnet 

sind ( könnte zu mehr Anordnungen der KESB 
führen) 

– Leistung werden von anderer Stelle finanziert, wenn 
sie angeordnet sind (z.B. Platzierung wird von Kanton 
bezahlt, wenn angeordnet, wenn nicht, muss 
Gemeinde zahlen)  könnte zu psychologischer 
Hürde bei den Gemeinden führen und damit zu mehr 
Druck hin zu angeordneten Leistungen 



Literatur 

• Marie Luise Conen, Gianfranco Cecchin: Wie 
kann ich Ihnen helfen, mich wieder 
loszuwerden? Therapie und Beratung in 
Zwangskontexten. Carl-Auer Verlag GmbH 
(Heidelberg) 2007.  

• Diana Wider, Interdisziplinäre 
Zusammenarbeit in der Kindes- und 
Erwachsenenschutzbehörde, Bachalrarbeit 
HSLU, 2011 
 

http://www.carl-auer.de/
http://www.carl-auer.de/


Beispiel Zusammenarbeit: Kindesschutz 

Sozialdienst KESB 
Entgegennahme 
Gefährdungsmeldung 

Eröffnung Verfahren, 
erste Abklärungen 

ev. Sofortmassnahmen 

Erteilung Abklärungsauftrag 

Entscheid 

Ev. Rechtsmittel 

Prüfung 

Ev. Übermittlung 
Gefährdungsmeldung 

Abklärung Sachverhalt 

Versuch freiwillige 
Massnahmen 

Empfehlungen 

Mandatsführung 

Berichterstattung 



Reste 

• Bitte noch in PPP drin lassen, werden in der 
def. Version nicht mehr enthalten sein. 



Juristische vs. sozialwiss. 
Problemlösemethode gem. P. Zobrist  



Thesen Anordnungen 
• Eine Anordnung der KESB stellt einen Rahmen für notwendige Hilfen dar 
• Anordnungen müssen sich auf ihre Wirkungen hin befragen lassen 

– Anordnungen sind nur sinnvoll, wenn der Nutzen den Schaden überwiegt (Die 
erwarteten Vorteile der Anordnung und Chancen für die Situation und 
Entwicklung des Kindes überwiegen die erwarteten Nachteile.) 

• Anordnungen sind angezeigt, wenn Kontinuität und Verbindlichkeit für 
eine gewisse Zeit nicht anders herstellbar sind 

• Anordnungen sollen immer wieder auf ihre Sinnhaftigkeit/ Notwendigkeit 
hin überprüft werden (sind sie noch nötig oder ist mittlerweile 
Kooperation vorhanden?) 

• Die Frage nach der Hilfe muss grundsätzlich unabhängig von der Frage 
nach einer Anordnung gestellt und beantwortet werden können.  zuerst 
Hilfebedarf klären, danach Bedarf nach Anordnung zur Sicherung des 
Zugangs zu Hilfen 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Eine Anordnung ermöglicht den Zugang zum Kind (seiner Situation z.B. in einer angeordneten Abklärung) bzw. den Zugang des Kindes zu Hilfen (z.B. Obhutsaufhebung für Platzierung)
Eine Anordnung ermöglicht die Kontrolle einer Situation

Die Frage der Gefährdung ist nicht zwingend gekoppelt mit der Frage nach der Notwendigkeit einer Anordnung (nicht direkt vom Grad der Gefährdung auf Anordnung schliessen, andere Kriterien)

Der hilfebedarfsorientierte Weg fragt nach dem Hilfebedarf im Hinblick auf die Gewährleistung des Kindeswohls. Die Frage nach dem Bedarf an einer Anordnung ist nachrangig und kommt erst dann zum Tragen, wenn die Hilfen, welche für die Gewährleistung des Kindeswohls notwendig sind, nicht angenommen werden können bzw. der Zugang des Kindes zu Hilfen nicht ohne Anordnung möglich ist. Dadurch ergibt sich ein grösserer Handlungsspielraum (responsive Regulation vgl. Harris 2011)







Kriterien und Wirkungserwartungen 
von Anordnungen  evtl. nicht als Folie, sondern nur mündlich 

• Die Anordnung kann einen Zugang für Hilfen schaffen, der sonst nicht möglich 
wäre und der aufgrund der Situation des Kindes nötig scheint. 

• Die Anordnung kann durch Kontrolle das Verhalten ein Stück weit steuern 
(Sanktionsdruck) und ermöglicht das Erkennen von allfälligem zusätzlichen oder 
anderen Unterstützungsbedarf. 

• Die Anordnungen sollen sich auf diejenigen Teile beschränken, für die sie 
notwendig sind. 

• Die Leistungserbringung innerhalb des angeordneten Rahmens soll darauf 
ausgerichtet sein können, soviel Autonomie wie möglich zu belassen und flexibel 
auf Veränderungen reagieren zu können. (Hofer 2012: 94) 

• Anordnungen können unterschiedliche Reaktionen bzw. Wirkungen auslösen. Sie 
können bspw. auf Eltern positive, ermöglichende Faktoren haben, indem die Eltern 
sich mit Lösungs- und Hilfeideen auseinandersetzen, die sie bisher abgelehnt bzw. 
nicht in Betracht gezogen haben oder aber negative, behindernde Auswirkungen, 
indem sich bspw. Eltern entmachtet und blockiert fühlen und zwar scheinbar 
mitarbeiten, aber nicht in der Lage sind, Veränderungen wirklich vorzunehmen 
oder aber alles daran setzen, die Interventionen der Professionellen zu 
boykottieren.  

 
 



Beispiel Zusammenarbeit: Kindesschutz 

Sozialdienst KESB 
Entgegennahme 
Gefährdungsmeldung 

Eröffnung Verfahren, 
erste Abklärungen 

ev. Sofortmassnahmen 

Erteilung Abklärungsauftrag 

Entscheid 

Ev. Rechtsmittel 

Prüfung 

Ev. Übermittlung 
Gefährdungsmeldung 

Abklärung Sachverhalt 

Versuch freiwillige 
Massnahmen 

Empfehlungen 

Mandatsführung 

Berichterstattung 

-Wo geht eine Meldung ein? 
-Nimmt die KESB Vorabklärungen vor? Welche? 
-Nimmt KESB mit KL Kontakt auf? In welcher Form? 

Sofortmassnahme zum Schutz des Kindes notwendig? 
Wer macht was? 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Wir haben hier exemplarisch einige Fragen zusammengestellt, die sich in den Kantonen verschieden stellen bzw. gestellt haben. Wir gehen davon aus, dass in der Zeit seit dem 1.1..2013 schon sehr viel geklärt werden konnte.





Beispiel Zusammenarbeit: Kindesschutz 

Sozialdienst KESB 
Entgegennahme 
Gefährdungsmeldung 

Eröffnung Verfahren, 
erste Abklärungen 

ev. Sofortmassnahmen 

Erteilung Abklärungsauftrag 

Entscheid 

Ev. Rechtsmittel 

Prüfung 

Ev. Übermittlung 
Gefährdungsmeldung 

Abklärung Sachverhalt 

Versuch freiwillige 
Massnahmen 

Empfehlungen 

Mandatsführung 

Berichterstattung 

-Wird in jedem Fall eine Abklärung angeordnet oder gibt es  
Triagemöglichkeiten an Stellen für angebotene Unterstützung? 
 

-Wie erfolgt Fragestellung der Abklärung? Wer bestimmt 
Methodik und Berichtsstruktur?  
 

- Wer informiert wie die KlientInnen über die Abklärung?  
-Wer informiert wie die Meldenden? 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Als grundlegendes Modell, welches in dieser Ausprägung auf die Organisation im Kanton Bern abgestimmt ist, sieht die Zusammenarbeit zwischen KESB und Sozialem Dienst so aus. Die Einschränkung auf den Kanton Bern ist notwendig, weil andere Kantone die Arbeitsteilung anders geregelt haben, zum Teil erfolgen die ganzen Abklärungen in einem abklärenden Dienst innerhalb der KESB selber....


Diese Skizze führt die Phase einer Abklärung deutlicher aus, die Phase der Mandatsführung ist eher idealtypisch dargestellt.

Hinter diesen klar und einfach scheinenden Schritten und Wechseln zwischen den Aufgaben der KESB und des Sozialen Dienstes verbergen sich im Einzelfall viele Detailfragen. Diese sind 



Beispiel Zusammenarbeit: Kindesschutz 

Sozialdienst KESB 
Entgegennahme 
Gefährdungsmeldung 

Eröffnung Verfahren, 
erste Abklärungen 

ev. Sofortmassnahmen 

Erteilung Abklärungsauftrag 

Entscheid 

Ev. Rechtsmittel 

Prüfung 

Ev. Übermittlung 
Gefährdungsmeldung 

Abklärung Sachverhalt 

Versuch freiwillige 
Massnahmen 

Empfehlungen 

Mandatsführung 

Berichterstattung 

-Gibt es während der Abklärung Absprachen zwischen KESB und 
Abklärendem Dienst (Sozialem Dienst) bzw. zwischen  
Entscheidender Instanz in KESB und Abklärung in KESB? 
 

-Enthält der Bericht Aussagen über Hilfebedarf und Anordnungs- 
bedarf oder antwortet er nur auf Frage der Gefährdung? 
 

-Enthält der Bericht Empfehlungen oder nur eine 
- „Sachverhaltsdarstellung“? 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Als grundlegendes Modell, welches in dieser Ausprägung auf die Organisation im Kanton Bern abgestimmt ist, sieht die Zusammenarbeit zwischen KESB und Sozialem Dienst so aus. Die Einschränkung auf den Kanton Bern ist notwendig, weil andere Kantone die Arbeitsteilung anders geregelt haben, zum Teil erfolgen die ganzen Abklärungen in einem abklärenden Dienst innerhalb der KESB selber....


Diese Skizze führt die Phase einer Abklärung deutlicher aus, die Phase der Mandatsführung ist eher idealtypisch dargestellt.

Hinter diesen klar und einfach scheinenden Schritten und Wechseln zwischen den Aufgaben der KESB und des Sozialen Dienstes verbergen sich im Einzelfall viele Detailfragen. Diese betreffen die Kooperation innerhalb der KESB, aber auch die Kooperation zwischen KESB und Sozialem Dienst.



Beispiel Zusammenarbeit: Kindesschutz 

Sozialdienst KESB 
Entgegennahme 
Gefährdungsmeldung 

Eröffnung Verfahren, 
erste Abklärungen 

ev. Sofortmassnahmen 

Erteilung Abklärungsauftrag 

Entscheid 

Ev. Rechtsmittel 

Prüfung 

Ev. Übermittlung 
Gefährdungsmeldung 

Abklärung Sachverhalt 

Versuch freiwillige 
Massnahmen 

Empfehlungen 

Mandatsführung 

Berichterstattung 

-Wie gestaltet KESB Anhörung d KL? Ist abklärende SA dabei? 
 

-Was prüft die KESB (Wer in der KESB prüft was? 
 

-Wie ist der Ablauf, wenn KESB noch Rückfragen hat? 
 

-Nach welchen Kriterien setzt KESB welche Massnahme ein? -Gibt es  
Transparenz über die Kriterien (auch ggü. Sozialem Dienst? 
 

-Wen verpflichtet die KESB? Die SA mit der Mandatsführung? 
Die KL zur Annahme einer Leistung? 
 

-Wie ist der Auftrag an SA ausgestaltet? Gibt es konkrete  
Anweisungen bezüglich Mandatsführung, Berichtserstattung,...? 
 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Als grundlegendes Modell, welches in dieser Ausprägung auf die Organisation im Kanton Bern abgestimmt ist, sieht die Zusammenarbeit zwischen KESB und Sozialem Dienst so aus. Die Einschränkung auf den Kanton Bern ist notwendig, weil andere Kantone die Arbeitsteilung anders geregelt haben, zum Teil erfolgen die ganzen Abklärungen in einem abklärenden Dienst innerhalb der KESB selber....


Diese Skizze führt die Phase einer Abklärung deutlicher aus, die Phase der Mandatsführung ist eher idealtypisch dargestellt.

Hinter diesen klar und einfach scheinenden Schritten und Wechseln zwischen den Aufgaben der KESB und des Sozialen Dienstes verbergen sich im Einzelfall viele Detailfragen. Diese betreffen die Kooperation innerhalb der KESB, aber auch die Kooperation zwischen KESB und Sozialem Dienst.



Beispiel Zusammenarbeit: Kindesschutz 

Sozialdienst KESB 
Entgegennahme 
Gefährdungsmeldung 

Eröffnung Verfahren, 
erste Abklärungen 

ev. Sofortmassnahmen 

Erteilung Abklärungsauftrag 

Entscheid 

Ev. Rechtsmittel 

Prüfung 

Ev. Übermittlung 
Gefährdungsmeldung 

Abklärung Sachverhalt 

Versuch freiwillige 
Massnahmen 

Empfehlungen 

Mandatsführung 

Berichterstattung 

-Gibt es Absprachen zwischen KESB und SA Sozialer Dienst? 
 
-Bestimmt KESB Platzierungsort? Bestimmt KESB Austritts- 
kriterien aus Platzierung? 
 
-Was überprüft KESB während Kindesschutzmassnahme? 
 
-Mit wem tritt KESB in Kontakt während Mandatsführung? 
 
-Wie überprüft KESB Arbeit von SA Sozialer Dienst? 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Als grundlegendes Modell, welches in dieser Ausprägung auf die Organisation im Kanton Bern abgestimmt ist, sieht die Zusammenarbeit zwischen KESB und Sozialem Dienst so aus. Die Einschränkung auf den Kanton Bern ist notwendig, weil andere Kantone die Arbeitsteilung anders geregelt haben, zum Teil erfolgen die ganzen Abklärungen in einem abklärenden Dienst innerhalb der KESB selber....


Diese Skizze führt die Phase einer Abklärung deutlicher aus, die Phase der Mandatsführung ist eher idealtypisch dargestellt.

Hinter diesen klar und einfach scheinenden Schritten und Wechseln zwischen den Aufgaben der KESB und des Sozialen Dienstes verbergen sich im Einzelfall viele Detailfragen. Diese betreffen die Kooperation innerhalb der KESB, aber auch die Kooperation zwischen KESB und Sozialem Dienst.
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